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Ueli Mäder 
Soziale Ungleichheit: Wie Reiche denken und lenken 
Soziale Ungleichheiten verschärfen sich bei den verfügbaren Einkommen 
und bei den Vermögen. Die erhöhte Transparenz über soziale Gegensätze 
trägt u.a. dazu bei, dass sich bei vielen sozial Benachteiligten frühere Re· 
signation in Empörung verkehrt. Das kann eine Chance sein, sich mehr für 
eigene Interessen einzusetzen. Wut und Verunsicherung können aber auch 
dazu führen, Halt in autoritären Gefügen zu suchen. So dokumentieren sich 
im individuellen Verhalten ebenfalls gesellschaftliche Prozesse. Im Folgen· 
den interessiert, was passiert, wenn sich Banken und Grossindustrie trotz 
Finanz· und Wirtschaftskrise weiter konzentrieren und politische Grenzen 
und Korrektive aufweichen? Entstehen dann neue soziale Schliessungen und 
autoritäre Strömungen? Hinweise vermitteln unsere Studien zur sozialen 
Ungleichheit und zum Reichtum in der Schweiz. 
Die Schweiz ist ein überaus reiches Land. Aber der Reichtum ist sehr ein· 
seitig verteilt. Und die soziale Ungleichheit hat sich in den letzten Jahren 
bei den Vermögen und bei den verfügbaren Einkommen stark verschärft. 
Daher fragt sich, was das für den sozialen Zusammenhalt bedeutet, wie 
Privilegierte die soziale Schere wahrnehmen und wie vorbildlich die reiche 
Schweiz ist, die wichtige Einrichtungen ihres Systems der sozialen Sicher· 
heit erst in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts ausbaute. Wir befass· 
ten uns mit diesen Fragen im Rahmen unserer neuen Studie zum Reichtum 
in der Schweiz (Mäder 2010) und wählten dabei historische, statistische, 
ethnographische, medienanalytische und biographische Zugänge. Uns in· 
teressierte, wie sozialverträglich das Eigentum ist und wie die Finanzkrise 
das unternehmerische Denken verändert. Erfreulicherweise stiessen wir bei 
den Reichen auf offene Türen. Wir befragten hundert reiche und einfluss· 
reiche Personen sowie weitere Fachleute. Hier ein erster Einblick. 
Als gefährliche Realität betrachtet etwa der interviewte Daniel Vasella, VR· 
Präsident der Novartis, aktuelle geopolitische Veränderungen, die eine Ver· 
-
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schiebung der ökonomischen und letztlich militärischen Macht in Richtung 
Osten nach sich ziehen. Zu den grössten Herausforderungen zählen für ihn 
irreparable Schäden, die über Generationen stattfinden und deshalb kaum 
w_ahrnehmbar sind. Vielleicht kämen wir erst über Katastrophen dazu, 
diese Probleme zu bewältigen, was aber durchaus möglich sei. Umbrüche 
gehörten zur Geschichte. Rolf Soiron, VR-Präsident der Lonza und Holcim 
' setzt auf gegenseitige Verständigungen über Gesellschaftsentwürfe: Die 
Nachhaltigkeitsdebatte biete Chancen eines übergreifenden Konsenses. Ein 
intensiver philosophischer Diskurs könne dazu beitragen, das kurzfristige 
Denken zu verändern, das die Krise prägt. Ob die Finanzkrise die Sinnfrage 
und die Idee der sozialen Verträglichkeit des Eigentums mehr in den Vor-
dergrund rücke, bezweifeln indes viele der Befragten. Zudem weisen die 
Dimensionen und die einseitige Verteilung des Reichtums auf oligarchische 
Tendenzen hin. Immer weniger Reiche verfügen in der Schweiz über immer 
mehr Geld. 
Soziale Gegensätze 
Die soziale Ungleichheit nimmt in der Schweiz bei den verfügbaren Ein-
kommen und bei den Vermögen seit den 1980er-Jahren weiter zu. Ein 
Prozent der privaten Steuerpflichtigen verfügt heute in der Schweiz über 
mehr steuerbares Nettovermögen als die übrigen 99 Prozent (Credit Suisse 
2010).' Und die 300 Reichsten in der Schweiz, die inzwischen alle mehr als 
je 100 Millionen Franken2 besitzen, haben ihren Reichtum von 86 Milliarden 
Franken (1989) auf 470 Milliarden Franken (2010) erhöht. Ebenfalls zu-
genommen hat die Armut. Laut Caritas sind rund 800.000 von 7,8 Millionen 
Personen betroffen, die in der Schweiz leben. Der soziale Ausgleich lässt 
offenbar in wichtigen Bereichen auf sich warten. Das gefährdet den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Dass der Arbeitsfrieden aufbrechen könnte, 
motiviert auch etliche Reiche dazu, sich für soziale Projekte einzusetzen. 
Das ist erfreulich. Aber die Existenzsicherung ist eine gesellschaftliche Auf-
gabe. Sie darf nicht von der Beliebigkeit individueller Spenden abhängen. 
Viele Reiche sind jedoch gegenüber staatlichen Vereinbarungen skeptisch. 
Sie realisieren auch kaum, wie ihr Reichtum von vielen andern erwirtschaf-
tet wurde, die selber kaum auf einen grünen Zweig kommen. Befremdlich 
ist auch, wenn im Jahr 2010 von 40 Milliarden Franken Erbschaften mehr als 
die Hälfte an Millionäre flossen und etliche Begünstigte diese Geschenke als 
quasi eigenen Verdienst betrachten. 
1 1% der Bevölkerung besitzt 58,9% Reichtum des Reichtums (Credit Suisse 2010:1201. 
2 Das sind rund 750 Millionen Euro. 
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Die soziale Ungleichheit empört sozial Benachteiligte. Die Wut bewegt die 
einen dazu, sich mehr für eigene Interessen einzusetzen. Andere suchen 
eher Halt bei populistischen Strömungen. Und damit stellt sich die Frage, 
was das für den sozialen Zusammenhalt der Schweiz bedeutet? Vermutlich 
hängt viel von der Bereitschaft ab, auch hinter die schönen Fassaden zu 
schauen. ,,Die Schweiz ist eine friedliche, prosperierende und stabile mo-
derne Marktwirtschaft mit tiefer Arbeitslosigkeit, hoch qualifizierten Ar-
beitskräften und einem der grössten Pro-Kopf-Bruttoinlandprodukte welt-
weit." So stellt das Online-Factbook des amerikanischen Geheimdienstes 
CIA 201 O die Schweiz vor. Und die Weltbank hält die Schweiz sogar für das 
reichste Land der Welt, weil sie auch den hohen Bildungsstand und die 
relativ gut erhaltene Umwelt berücksichtigt. Das ist ja erfreulich. Diese 
Realität hat aber eine Kehrseite. Seit den 1980er-Jahren und vor allem 
seit den letzten fünf Jahren driftet die soziale Ungleichheit in der Schweiz 
stärker auseinander als in fast allen andern Ländern der Welt. 
Fast jeder zehnte Milliardär oder jede zehnte Milliardärin der Welt leben 
heute in der Schweiz. Das sind rund 120 Personen, wenn wir auch jene Su-
perreichen ohne Schweizer Pass berücksichtigen. Eine neue Dynamik dürfte 
sich allenfalls durch die starke Zunahme der Milliardäre und Milliardärinnen 
in China und durch die Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise ergeben. Die 
Schweiz hat nach Singapur und Hongkong auch die dritthöchste Millionärs-
dichte. Bei 220.000 Personen übersteigt das Reinvermögen heute eine Milli-
on Franken und 4.000 Reiche erzielen sogar ein höheres Jahreseinkommen 
als eine Million Franken. Allerdings ist eine Million Franken auch nicht mehr 
das, was sie einmal war. Reich ist heute, wer vom Erlös seines Geldes gut 
leben kann und quasi nicht mehr arbeiten muss. Dazu sind - bei gehobenen 
Ansprüchen - schon ein paar Millionen Franken erforderlich. 
Schweizer Banken verwalten derzeit weit über 4.000 Milliarden Franken. 
Etwa 2.000 Milliarden Franken stammen aus privaten Vermögen von Per-
sonen, die in der Schweiz wohnen. Hinzu kommt ein noch höherer ~trag 
von Reichen aus aller Welt. Mit einem Marktanteil von 27 % und emem 
verwalteten Vermögen von über 2.100 Milliarden Doll~r ist die S_chw~iz 
der größte Offshore-Finanzplatz der Welt. Ein Offshore-Fmanzplatz i_st eine 
Steueroase mit hoher Vertraulichkeit, aber wenig Aufsicht und Regulierung. 
Dabei erweist sich die politische Stabilität als zentral. Zusa~men mit ~:r 
Verschwiegenheit und Bereitschaft der Banken, Steuerhinterziehung z~ ~or-
dern. Die Schweizer Banken verfügen schätzungsweise über 1.0~ Mill_iar-
den Franken unversteuerte Privatvermögen aus dem Ausland. Historisch 
geht der Reichtum der Schweiz auch auf den geringen Zentralismus und auf 
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einen Feudaladel zurück, der als volksnah galt und relativ niedrige Abgaben 
verlangte. Wertvole Impulse kamen bei der frühen Industrialisierung von 
(Glaubens· )Flüchtlingen. Sie förderten die Uhren· und Textilproduktion so· 
wie das Bankenwesen. Und die protestantische Ethik hielt die Menschen zu 
Sparsamkeit und Fleiß an. Die fehlenden Bodenschätze erhöhten einerseits 
die Armut und andererseits den Innovationsdruck. Als rohstofarmes Land 
profitiert die Schweiz heute noch von den günstigen Austauschverhältnissen 
auf dem Weltmarkt, die sich einseitig an den industriel gefertigten Gütern 
orientieren. Zudem wechselte die Schweiz stets geschickt zwischen markt· 
öfnenden und protektionistischen Massnahmen. Häte sie ihre Handels· 
schranken so rigoros gesenkt, wie sie das heute armen Ländern empfiehlt, 
wäre sie kaum so reich geworden. 
Finanzimperium 
In der Schweiz lebt nur ein Promile der Weltbevölkerung. Bei den Finanz-
geschäften ist die Schweiz aber ein Imperium. Sie nimmt bei den direkten 
Investitionen im Ausland mit 632 Miliarden Franken weltweit den vierten 
Platz ein. Schweizer Investoren spielen auch auf dem internationalen Markt 
für Hedgefonds eine wichtige Role. Hedgefonds verfolgen eine spekulative 
Anlagestrategie. Sie gehen für hohe Gewinne hohe Risiken ein. Jeder siebte 
Franken, der in London, New York oder anderswo in Hedgefonds fliesst, 
kommt aus der Schweiz. Und wofür gibt die Schweiz sonst noch viel Geld 
aus? 
,Europa giert nach Schweizer Geld", moniert „Die Weltwoche" (8.10.2010). 
100 Miliarden Franken investiert die Schweizer Nationalbank beispielswei· 
se, wie in Medien oft kritisiert, in die Stabilität des Euro. Mit 690 Milionen 
Franken beteiligt sich der Bund auch am Retungspaket des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) für Griechenland. 500 Milionen Franken gehen über 
das „Bundesgesetz Ost" für neues Rolmaterial nach Polen. Für die Ent· 
wicklungshilf e wil die Schweiz aber keine 0, 7% des Brutoinlandproduktes 
zahlen. Die Schweiz liegt mit ihrem Anteil von 0,45 % weit hinter dem zu· 
rück, was die Vereinten Nationen längst fordern. Die Finanzkommission des 
Nationalrates lehnte im Jahr 2010 sogar eine Erhöhung der Quote auf 0,5 % 
ab. Soviel schlug die ständerätliche Schwesterkommission für die Periode 
bis 2015 vor. Als Entwicklungshilfe gewährt die Schweiz übrigens gerne 
Mischkredite. Diese Kredite sind an die Auflage geknüpft, mit dem Schwei· 
zer Geld hauptsächlich Schweizer Maschinen und Schweizer Unternehmen 
zu berücksichtigen. So bleibt ein Teil des Geldes gleich von Anfang an in 
der Schweiz und ein weiterer Teil fliesst über Umwege in die Schweiz zu· 
rück. Das ist auch bei jenen Krediten der Fal, die in Entwicklungsregionen 
Armut und soziale Ausgrenzung 289 
nicht für produktive Anlagen, sondern für prestigeträchtige Luxusgüter ver· 
wendet werden oder als Fluchtgelder wieder zu den Schweizer Banken 
gelangen. Noch ist die Schweiz also weit vom UNO-Ziel entfernt, 0,7% des 
Brutoinlandproduktes für Entwicklungshilfe aufzubringen. 
Stolz ist die Schweiz auf ihre Wohltätigkeit im eigenen Land. In der Schweiz 
existieren 12.000 gemeinnützige Stiftungen. Diese verwalten rund 50 bis 80 
Miliarden Franken. Das sind pro Kopf mehr Gelder als in der Stiftungshoch-
burg USA. Private Spenden liegen im Trend. Reiche tun sich hier besonders 
hervor. Die private Wohltätigkeit folgt aber nicht nur dem Herzen. Sie dient 
auch dem Prestige. Das alte, verschwiegene Mäzenatentum weicht teilwei· 
se dem publikumswirksamen Geben. Wohltätigkeit sucht zunehmend das 
Scheinwerferlicht. Private Spenden betonen den eigenen Status und ver-
stärken den persönlichen Einfluss. Viele Spenden sind jedoch, trotz Wider· 
sprüchen, überaus löblich. Wichtiger als das individuele Mäzenatentum ist 
alerdings der strukturele soziale Ausgleich. Wenn die öfentliche Hand die 
Kapitalgewinne besteuert, hat sie mehr Mitel für die soziale Sicherheit. 
Die Stiftungen und Spenden können den Sozialstaat gewiss ergänzen, aber 
nicht ersetzen. Sie ermöglichen es Reichen teilweise auch, Geld am Fiskus 
vorbei zu führen und nach eigenem Belieben einzusetzen. Viele Stiftun· 
gen unterstützen indes auch arme Menschen, weil die öfentliche Hand 
zu wenig bereit ist, die soziale Existenzsicherung zu gewährleisten. Zwar 
steigen in der Schweiz die relativ niedrigen Sozialausgaben. Im Verhältnis 
zum wachsenden Sozialprodukt sanken die Anteile jedoch nach dem Jahr 
2004.1 Das ist auch ein Grund, weshalb sich derzeit die soziale Brisanz 
verschärft. Besonders gravierend sind die Einbussen bei den verfügbaren 
Einkommen in den unteren Lohnkategorien. Sie treten alerdings weniger 
hervor, weil die meisten Statistiken zeigen, wie die nominelen Einkommen 
im Durchschnit steigen. 
Erwerbstätige Arme 
Nach dem zweiten Weltkrieg verbesserten in der Schweiz breite Bevöl· 
kerungsteile ihre materiele Lebenssituation. Die sozial:." _Untersc~iede 
nahmen ab. Der Staat und die Wirtschaft solten in einer moglchst :oz1~len 
Marktwirtschaft gemeinsam verbindliche Regeln aushandeln. Ganz 1m Smne 
3 Das Bundesamt für Statistik (Neuenburg) legte in seinem Bericht vom 1~:5·!009Sodiel ~~ ~ ~ ~ 
Zahlen für das Jahr 2007 vor. Daraus geht hervor, dass die Gesamtausgaben ur ie zia e d h 
(Inkl Sozialhilfe) Im Jahr 2007 auf 142,4 Mrd. Franken stiegen (2006: 137,2 Mrd. Fr.). Bed_l_ngt_ urc 
das ~rtschaftliche Wachstum hat sich die Sozialausgabenquote (Sozialausgaben Im Verhältn'.s zum 
Bruto·lnlandprodukt) 2007 um 0,4 Prozent auf 27,8 Prozent verringertk Dam~t is:.dle ~~,e =~~:e: 
Höchststand von 2004 (29,3 Prozent) zum driten Mal In Folge gesun en. ie 1~ 
2007 insgesamt 165,7 Mrd. franken. Das entspricht einer Zunahme von 2,6 Prozen · 
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des politischen Liberali~m~s, der ~ ~ Arbeit und das Kapital als gleichwertig 
betrachtete. Das funkt1omerte em1germassen gut. Bis sich in den 1980er· 
Jahren die internationale Konkurenz verschärfte und der angelsächsische 
Kapitalismus mehr durchsetzte. Er zielt vor alem darauf ab, das Kapital zu 
vermehren und die Rationalisierung der Produktion zu forcieren. So nimmt 
auch in der Schweiz die Erwerbslosigkeit zu. Und die verfügbaren Einkom-
men sinken in den unteren Lohnkategorien. Das fordert das System der 
sozialen Sicherheit heraus, das sich jedoch einseitig an der Erwerbsarbeit 
orientiert und neue Problemlagen ignoriert. 
Nach ofizielen Angaben gibt es in der Schweiz derzeit 240.000 Sozialhil· 
feabhängige sowie 180.000 Erwerbslose und Jugendliche, die keine Stele 
haben. Zudem weniger als 200.000 erwerbstätige Arme. Zu diesen „wor· 
king poor" gehört, wer mindestens 90 % erwerbstätig ist und weniger Lohn 
erhält, als das Existenzminimum ausmacht. Aber was ist mit den Kindern 
und weiteren Familienangehörigen in diesen Haushalten von working poor? 
Wenn wir diese ebenfals berücksichtigen, dann gibt es schon mehr als dop· 
pelt soviele Betrofene. Hinzu kommen noch die aleinerziehenden Müter, 
die wegen ihren Betreuungspflichten weniger als 90 % Lohnarbeit verichten 
und deswegen statistisch nicht als working poor gelten. Werden sie eben· 
fals einbezogen, dann leben schon fast eine halbe Milion Menschen in wor· 
king poor Verhältnissen. Und das bei einer Bevölkerung von 7,8 Milionen 
Personen. Die Schweiz verharmlost diese Armut und definiert sie teilweise 
einfach weg. Aber einer Geselschaft geht es gut, wenn es möglichst alen 
gut geht. Und das ist auch in der reichen Schweiz nicht der Fal. Viele sozial 
Benachteiligte meinen alerdings, ihre missliche Lage selber verschuldet zu 
haben. Sie ziehen sich resigniert zurück oder sie flüchten nach vorn, stren· 
gen sich enorm an, ohne materiel zu reüssieren. 
Soziale Integration 
Im Rahmen des Nationalfondsprogramms „Integration und Ausschluss" (NFP 
51) untersuchten wir, wie sich die Kategorisierung auswirkt, nach welcher 
die Sozialhilfe ihre Klientel einteilt (Kutzner 2009). Die Sozialhilfe kon· 
zentriert ihre Anstrengungen auf Sozialhilfeabhängige, die noch intakte 
Chancen haben, im ersten Arbeitsmarkt eine Beschäftigung zu finden. Wer 
zu dieser ersten Gruppe gehört, erhält weniger Mitel für den Grundbedarf, 
aber mehr Geld, wenn die Erwerbsintegration zustande kommt. Die finan· 
zielten Anreize erweitern dann den Handlungsspielraum, was etliche Sozial· 
hilfeabhängige schätzen. Sie fühlen sich ernst genommen, stärker beachtet 
und akzeptieren dafür mögliche finanziele Einbussen. Andere Sozialhilfe· 
abhängige fühlen sich durch die privatisierten Risiken mehr gestresst. Sie 
-
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erleben unter diesen Bedingungen selbst die erfolgreiche Erwerbsintegrati· 
on als Ausschluss. Auch, weil diese Integration primär im prekären Niedrig· 
lohnsektor statfindet, was wiederum soziale Beziehungen belastet und zu 
einem (Teil· )Ausschluss durch Integration führen kann. 
Eine zweite Gruppe bilden die Personen, die zwar nicht mehr für den ersten 
Arbeitsmarkt infrage kommen, aber für den zweiten, geschützten Arbeits· 
markt oder für Gegenleistungsmodele. Bei den Gegenleistungen hängt die 
Unterstützung von der Bereitschaft der Arbeitssuchenden ab, eine sozial, 
kulturel oder ökologisch relevante Arbeit zu verrichten. Ich gehe hier nicht 
weiter auf diesen spezielen Integrationstyp ein. Er wird derzeit viel unter 
dem Aspekt der sozialen Disziplinierung diskutiert. (Dazu: Wyss 2007) Kri· 
tiken beziehen sich etwa darauf, dass irgendwelche Arbeiten zu verrichten 
sind, egal ob sie wirklich nützlich sind. Hinzu kommt die Gefahr, mit nied· 
rigen Löhnen vereinbarte Standards zu unterlaufen. Eine drite Gruppe bil· 
den Sozialhilfeabhängige, die sich laut Sozialhilfe weder in den ersten Ar· 
beitsmarkt integrieren können, noch in der Lage sind, als Gegenleistung für 
ihre Unterstützung gemeinnützige Tätigkeiten zu verrichten. Sie erhalten 
das Geld mit weniger Auflagen als die anderen beiden Gruppen. Einzelne 
beschreiben dies als Vereinfachung, da sie auf pro forma Bewerbungen ver· 
zichten und damit mehr das tun können, was sie gerne tun. Der Ausschluss 
aus der Erwerbsarbeit gibt ihnen somit die Möglichkeit, sich um ihre soziale 
Integration zu kümmern. Der Ausschluss fördert also ihre Integration. Das 
scheint auf den ersten Blick zwar widersprüchlich, hat aber eine eigene 
Logik. Ein Journalist, der psychisch erkrankt ist, kann zum Beispiel dank 
der Verortung in dieser „Gruppe der Abgeschobenen" nach eigene_~ Aus· 
sage nun interessante Geschichten schreiben stat „Kurzmeldungen fur den 
Medienmarkt zu produzieren". Andere Personen wiederum, die zu dieser 
driten „Gruppe der Ausgemusterten" gehören, suchen verzweifelt e!n:n 
,richtigen Job". Sie wehren sich gegen die v~rgeno~mene ~ategons1:· 
rung, die sie als Stigmatisierung erleben. ,Ich wil Arbeit und keme Rente , 
sagt eine gut fünfzigjährige Bezieherin von Sozialhilfe. Sie spricht mehrere 
Sprachen, hat schon zwei Bücher publiziert und versteht nicht, warum ihr 
„die Behörden eine richtige Arbeit verwehren". Sie erlebt ~en Ausschluss 
nicht als Chance zur sozialen Integration, obwohl sie gerne Bilder malt und 
ausstelt, aber das „lieber nur als wirkliche Freizeitbeschäftigung"· 
Von der Resignation zur Empörung 
In einer früheren Armutsstudie (Mäder 1991) untersuchten wir bereits die 
Dynamik zwischen Integration und Ausschluss. Zwei Aspekte aus d~eser 
Studie möchte ich zur Kontrastierung der aktuelen Befunde aufgreifen. 
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Wir beurteilten nämlich seinerzeit die Dynamik zwischen Integration und 
Ausschluss teilweise anders als in unseren neuen Studien über die Sozial-
hilfe (NFP 51) und über die working poor (NFP 45). Damals überwog der 
Eindruck, bei den Armutsbetroff enen seien insbesondere die working poor 
als erwerbstätige Arme relativ gut integriert. Sie bräuchten, so nahmen 
wir damals an, ähnlich wie die Alleinerziehenden vorwiegend mehr Geld, 
um ihre existenziellen Bedürfnisse zu befriedigen. In unserer Studie über 
die working poor (Kutzner 2004) stellen wir indes eine Kumulation sozia· 
ler Problemlagen fest, die sich mit anhaltender Abhängigkeit ergibt und 
selbst bei zunehmender Erwerbsintegration - gleichzeitig - gegenläufige 
Ausschlusstendenzen verstärkt. Wir analysierten die soziale Lage von 260 
aktuellen und 140 ehemaligen working poor. Von Letzteren erzielten rund 
25 % mehr Einkommen dank einer Weiterbildung. Weitere 25 % erhöhten ihr 
Salär, weil sie zusätzliche Jobs zu vorwiegend prekären Arbeitsbedingungen 
annahmen. Noch einmal 25 % stabilisierten ihre Situation über eine Sozial· 
versicherung (AHV, IV). Die restlichen 25 % steigerten ihr Einkommen durch 
die Veränderung der Lebensform, beispielsweise durch Heirat (mit Doppel· 
verdienst) oder durch endende Unterstützungspflichten (Auszug von Kin· 
dem). Etliche konnten sich auch deshalb finanziell verbessern, weil sie in 
kleinere, günstigere Wohnungen (in Quartieren mit hoher Verkehrsdichte) 
zogen. Bei der früheren Basler Armutsstudie (1991) fiel uns auch ein starker 
innerer Rückzug sozial Benachteiligter auf. Viele der interviewten Armuts· 
betroffenen fühlten sich relativ stark für die Verhältnisse verantwortlich, 
die primär gesellschaftlich verursacht sind. Wir erklärten uns diesen in· 
neren Rückzug durch den hohen gesellschaftlichen lndividualisierungsgrad 
und die verbreitete Tabuisierung der Armut. Das Schweigen führt dem· 
nach dazu, dass Betroffene nach außen den Anschein erwecken, alles sei in 
bester Ordnung, auch wenn sie selbst einen hohen Leidensdruck verspüren. 
Heute weisen etliche Anzeichen darauf hin, dass sich resignative Haltun· 
gen und depressive Verstimmungen teilweise auch in Empörung verwan· 
deln. Das mag mit Informationen über „abgehobene Managerlöhne" und mit 
der persönlichen Wahrnehmung sozialer Ungleichheit zu tun haben. Wenn 
Eltern erleben, wie ihre Kinder keine Lehrstelle finden, während andere 
sehr hohe Saläre erzielen, empfinden sie Wut. Diese kann sich allerdings 
unterschiedlich auswirken. Die Empörung kann die Bereitschaft fördern, 
sich mehr für die eigenen Interessen einzusetzen. Sie kann aber auch die 
Gefahr erhöhen, Halt bei autoritären und populistischen Kräften zu suchen, 
die eine rigide Ordnungsruhe mit strukturellen Ausgrenzungen anstreben. 
Ebenfalls enttäuscht sind Teile der Mittelschicht. Sie halten sich am meis· 
ten an das Credo: sei mobil und flexibel. Und bislang taten sie das aus guten 
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Gründen. Denn die meisten von ihnen konnten beim Stellenwechsel ihr 
Haushaltsbudget tatsächlich verbessern. Seit ein paar Jahren häufen sich 
allerdings die Abstiege bei den beruflich Mobilen. Da erfahren teilweise 
auch gut qualifizierte Berufsleute, kaum mehr gefragt zu sein. Das entrückt 
viele von der Teilhabe am politischen Geschehen. 
Zukunft mit Zukunft 
Mit der starken öff nung und Deregulierung der Märkte konzentrierte die 
Wirtschaft in den letzten zwanzig Jahren ihren Einfluss. Die Politik, die 
eigentlich ein kritisches Korrektiv zur Wirtschaft sein sollte, liess sich stark 
instrumentalisieren und verlor an Gewicht. Sie versucht aber seit der Fi· 
nanz· und Wirtschaftskrise, wieder etwas eigenständiger zu agieren und 
sich als Regulativ zu formieren. Und das ist nötig. Denn was die soziale Un· 
gleichheit betrifft, geht es vor allem darum, den sozialen Ausgleich mehr 
zu fördern und strukturell zu festigen. Konkrete Vorschläge zielen darauf 
ab die soziale Sicherheit über Ergänzungsleisten für Haushalte mit Kindern 
au~zuweiten und die unteren Löhne über Mindestansätze anzuheben. Die 
reiche Schweiz kann sich das erlauben. Aber dazu sind politischer Wille und t 
intensive Auseinandersetzungen gefragt. Wer sich allerdings für Mindest· \ 
löhne engagiert, setzt sich gleich dem Vorwurf aus, Arbeitsplätze zu v~r- ' 
nichten. Diese Argumentation spielt auch in der Vermögensdebatte mit. 
Wer eine minimale Vermögenssteuer fordert, wird gleich bezichtigt, mit ei· 
ner Reichtumssteuer die Kapitalflucht anzukurbeln. In Deutschland fordern 
beispielsweise Gewerkschaften einen Mindestlohn von 7,~ Euro. Weniger 
verdienen 11 % der Arbeitnehmenden im Westen und 21 % im Osten. (NZZ, 
16.4.2009) Sie alle erhalten Löhne unter diesem niedrigen Ansatz. Aber 
das ist laut NZZ nicht das Problem. Das Problem sei vielmehr die verlangte 
Lohnerhöhung. Die Gewerkschaften gefährdeten so diese billigen A~beits· 
plätze. Die ebenfalls geforderte minimale Vermögenssteuer b_eze1chnet 
die NZZ als populistische Neidsteuer, die als Reichtumsst.euer die ~teue~-
hinterziehung fördere. Hinweise auf die zunehmen.de so~iale_ Ungleichheit 
sind in der Schweiz offenbar bedrohlich. Auch die Sozialwissenschaf~en 
vernachlässigen bei ihren Gesellschaftsanalysen vertikal ang~legte_ Sozial· 
strukturen. Sie interessieren sich mehr für horizontale soziale Differ.~n-
zierungen, als ob es kein oben und unten mehr gäbe. Strukturelle Bezuge 
kommen zu kurz. 
Seit der Finanzkrise versucht die Politik immerhin etwas eigenständig~r 
zu agieren. Und das ist nötig. Es geht nämlich unter anderem ~arum, die 
unteren Löhne anzuheben und die soziale Sicherheit auszuwei~e~. _Geld 
ist genug vorhanden. Aber politischer Wille ist gefragt. Jungsoziahstische 
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Kreise wollen sogar mit einer pragmatischen Volksinitiative die oberen 
Löhne auf das Zwölffache der unteren begrenzen. Das ist ein Ansatz, den 
eigentlich auch Reiche weiter verfolgen könnten, damit mehr Geld dorthin 
gelangt, wo es fehlt. Das würde auch dem Arbeitsfrieden dienen, von dem 
Reiche fürchten, dass er aufbrechen könnte. Aber hier auf Freiwilligkeit zu 
setzen, darauf ist kein Verlass. Die Existenzsicherung und der soziale Aus-
gleich sind gesellschaftlich zu vereinbaren. Dazu gehören auch die Besteue-
rung der privilegierten Vermögen und eine Harmonisierung der Steuersätze 
für hohe Einkommen. Denn wir können uns diesen einseitig angeeigneten 
Reichtum einfach nicht mehr erlauben, der die Gesellschaft auseinander 
driften lässt. Der Reichtum muss allen zu Gute kommen. 
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